
www.betriebs-berater.de

Zeitschrif t für Recht, Steuern und Wirtschaf t

Verlag Recht und Wirtschaft

18.2010
65. Jahrgang // 26.4.2010 // Seiten 1033 – 1096

// D I E E R S T E S E I T E
Prof. Dr. Wolfgang Gerke
Bankenabgabe: Zwischen Bestrafung, Risikovorsorge
und Feigenblatt I

// W I R T S C H A F T S R E C H T
Prof. Dr. R�diger Veil und Jan Wildhirth, LL.B.
BB-Rechtsprechungsreport zum Kapitalgesell-
schaftsrecht 2009 1035

Prof. Dr. Christoph Schalast, RA/Notar
Lehren aus der Finanzkrise?: Entwurf eines Gesetzes
zur Umsetzung der ge�nderten Banken-RL und der
ge�nderten Kapitalad�quanz-RL 1040

Dr. Marcus Schladebach, LL.M., und Georgia Stefanopoulou
Frauenquote in Aufsichtsr�ten 1042

BGH: Internet-System-Vertrag – Zur Wirksamkeit einer Klausel
�ber eine Vorleistungspflicht des Kunden
BB-Kommentar von Dr. Martin Schirmbacher, FAIT-Recht 1047

// S T E U E R R E C H T
Wolfgang Neyer, StB
Verlustnutzung nach Anteils�bertragung: Anwendung
der neuen Verschonungsregeln auf Konzernsachverhalte 1055

Christian Sterzinger, ORR
Anspruch auf Erteilung einer Steuernummer 1062

J�rgen G�bel und Anton Rudolf G�tzenberger, StB/MBA
Erbschaftsteueroptimierte Verm�gens�bertragung
durch mittelbare Schenkung von Anteilen an
geschlossenen Immobilienfonds 1067

BFH: Halbabzugsverbot bei Aufl�sungsverlust
BB-Kommentar von Dr. Mathias Birnbaum, RA, und
Frank Heggemann, LL.M. 1068

// B I L A N Z R E C H T & B E T R I E B S W I R T S C H A F T
Prof. Dr. Jens W�stemann und Dr. Christopher Koch
Zinseffekte und Kostensteigerungen in der
R�ckstellungsbewertung nach BilMoG 1075

BFH: AfA-Befugnis bei Geb�ude auf fremdem Grund und
Boden
BB-Kommentar von Marcus Mische, RA/StB/FAStR 1079

BFH: Bemessungsgrundlage f�r AfA nach Einlage zum
Teilwert
BB-Kommentar von G�nter Winkels, RA/StB 1081

// A R B E I T S R E C H T
Tim Wybitul
Wie viel Arbeitnehmerdatenschutz ist „erforderlich“? 1085

BAG: K�ndigung eines Sanierungstarifvertrags nach einem
Betriebs�bergang
BB-Kommentar von Dr. Timon Grau, RA, und Dr. Ulrich Sittard 1090

// B E R U F S P R A X I S : B E R U F S R E C H T

Im Blickpunkt: WP-Berufsaufsicht, WP-Qualit�tskontrolle
und WP-Examen VI

Noch mehr kommentie
rte

Rechtsp
rech

ung



Bilanzrecht und Betriebswirtschaft

Prof. Dr. Jens W�stemann, M.S.G. (Paris IX), und Dr. Christopher Koch, M.B.L.T.

Zinseffekte und Kostensteigerungen in der
R�ckstellungsbewertung nach BilMoG

Mit der Verabschiedung der R�ckstellungsabzinsungsverordnung und

der Ver�ffentlichung der laufzeit�quivalenten Zinss�tze durch die Bun-

desbank ist die gesetzliche Neuregelung der R�ckstellungsbewertung

nach BilMoG abgeschlossen. Der Abzinsungssatz ist nunmehr regelm�-

ßig normiert; noch unscharf ist die Breite bei der Ber�cksichtigung von

Preis- und Kostensteigerungen. W�stemann/Koch analysieren in ihrem

Beitrag beides aus betriebswirtschaftlicher Sicht und bewerten es bi-

lanzrechtlich. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass der normierte Durch-

schnittszins hinsichtlich des Gewinns schwankungsverst�rkend wirkt.

Eine zu enge Ber�cksichtigung zuk�nftiger Preisniveaus gef�hrde die

Kapitalerhaltung; eine zu breite die Objektivierung.

I. Problemstellung

Mit der Anwendung der entsprechenden Neuregelungen des Gesetzes

zur Modernisierung des Bilanzrechts (BilMoG) erstmalig auf Jahresab-

schl�sse f�r das nach dem 31.12.2009 beginnende Gesch�ftsjahr

(Art. 66 Abs. 8 S. 1 EGHGB) ist die umfangreichste Bilanzrechtsreform

seit dem Bilanzrichtlinien-Gesetz 1985 auch im Bereich der R�ckstel-

lungsbewertung vollzogen. Durch das BilMoG wurde eine rechts�n-

dernde Abzinsungspflicht f�r R�ckstellungen mit einer Laufzeit von

mehr als einem Jahr eingef�hrt; zudem soll nach dem BilMoG das Er-

f�llungsbetragsprinzip nunmehr so ausgelegt werden, dass zuk�nftige

Preissteigerungen, f�r die es „objektive Hinweise“1 gibt, zwingend zu

ber�cksichtigen sind. Aus bilanzpraktischer Sicht ist die umf�ngliche

Ber�cksichtigung von Preissteigerungen, die der Abzinsung entgegen-

l�uft, von erheblicher Relevanz: Denn w�hrend der Abzinsungssatz

nach Maßgabe der R�ckstellungsabzinsungsverordnung (R�ckAb-

zinsV) normiert wurde, wurde die Einbeziehungsbreite zuk�nftiger

Preissteigerungen nicht reguliert – was durchaus eine Option des Ge-

setzgebers gewesen w�re – sondern unterliegt den Grunds�tzen ord-

nungsm�ßiger Bilanzierung (GoB) als Maßstab kaufm�nnischer Er-

messensbeschr�nkung. Ziel der Neuregelung war es einerseits, im

Sinne einer „realit�tsgerechte[n] Information der Abschlussadressaten

�ber die wahre Belastung“2, die „�ber- und Unterdotierungen der

R�ckstellungen“3 einzuschr�nken; die Verwendung des Durch-

schnittszinssatzes soll andererseits die Ergebnisvolatilit�t begrenzen.4

Im Folgenden wird in einer betriebswirtschaftlichen Analyse zun�chst

gezeigt, dass der Gesetzgeber nicht gleichzeitig beide Ziele erreichen

kann. Je breiter die Ber�cksichtigung zuk�nftiger Preissteigerungen

im Sinne der Vermeidung von Unterdotierungen erfolgt, desto volati-

ler wird der Ergebnisausweis: Erstaunlicherweise f�hrt der Durch-

schnittszins der R�ckAbzinsV in Konterkarierung der gesetzgeberi-

schen Intention zu einer gegen�ber der Alternative des Stichtagszinses

erh�hten Ergebnisvolatilit�t (II). Dieser Befund wird anschließend bi-

lanzrechtlich bewertet (III). Der Beitrag schließt mit zusammenfas-

senden Thesen (IV).

II. Betriebswirtschaftliche Analyse

1. Betriebswirtschaftliche Analyse des
Verordnungszinssatzes

a) Zinssatzermittlung nach der Verordnung
Nach dem BilMoG sind „R�ckstellungen mit einer Laufzeit von mehr

als einem Jahr […] mit dem ihrer Laufzeit entsprechenden durch-

schnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Gesch�ftsjahre

abzuzinsen“ (§ 253 Abs. 2 S. 1 HGB). Der anzuwendende Diskontie-

rungszinssatz ist von der Deutschen Bundesbank zu ermitteln und

monatlich bekannt zu geben (§ 253 Abs. 2 S. 4 und S. 5 HGB). Die

Ermittlungsmethodik richtet sich nach der R�ckstellungsabzinsungs-

verordnung vom 18.11.2009.5 Der Diskontierungszinssatz basiert da-

nach auf laufzeit�quivalenten quasi-risikolosen Zinss�tzen, die um ei-

nen einheitlichen Aufschlag erh�ht werden (§ 1 R�ckAbzinsV). Die

quasi-risikolose Komponente wird f�r ganzj�hrige Restlaufzeiten von

ein bis 50 Jahren aus Null-Kupon-Zinsswapkurven abgeleitet, die auf

der Grundlage von Euro-Festzins-Swaps�tzen gesch�tzt werden

(§§ 2–5 R�ckAbzinsV). Der Aufschlag ergibt sich als Differenz aus

der Effektivverzinsung eines aus internationalen Euro-Unternehmens-

anleihen mit hoher Bonit�t (AA-Rating) bestehenden Indizes und

dem Null-Kupon-Euro-Zinsswapsatz, der eine Restlaufzeit entspre-

chend der durchschnittlichen Restlaufzeit der Unternehmensanleihen

aufweist (§ 6 R�ckAbzinsV). Eine Mittelung erfolgt f�r den quasi-ri-

sikolosen Zins und f�r den Aufschlag �ber die vergangenen sieben

Jahre. F�r zehnj�hrige Laufzeiten lag Ende 2009 (Ende 2008) der

Stichtagszins f�r den Null-Kupon-Euro-Zinsswapsatz bei 3,68%

(3,78%), der entsprechende Durchschnittszins bei 4,12% (4,33%),

der Durchschnittsaufschlag bei 0,83% (0,65%) und der zu verwen-

dende Abzinsungssatz bei 4,95% (4,98%).6

b) Ermittlung des quasi-sicheren Zinssatzes:
W�hrungskongruenz

Die Regelungen zur W�hrungskongruenz erfuhren im Verlauf des Ge-

setzgebungsverfahrens eine Wandlung: Nach dem Referentenentwurf

sollte noch zwingend eine Kongruenz zwischen der W�hrung be-

stehen, in der die Verpflichtung zu begleichen ist, und der W�hrung,

die den Zinsswapgesch�ften zu Grunde liegt, die f�r die Ermittlung

des quasi-risikolosen Zinses herangezogen werden.7 Die verabschiede-

ten Regelungen sehen hingegen aus „Vereinfachungsgr�nden“8 die
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1 RegE BilMoG, BT-Drs. 16/10067, abrufbar unter www.bmj.bund.de/files/-/3152/RegE_bilmog.pdf (Abruf:
27.2.2010), S. 54.

2 RegE BilMoG (Fn. 1), S. 54.
3 RegE BilMoG (Fn. 1), S. 52.
4 Vgl. RegE BilMoG (Fn. 1), S. 54.
5 Abrufbar unter www.bmj.de/rueckstellungsabzinsungsverordnung (Abruf: 27.2.2010); vgl. ausf�hrlich

Stapf/Ellg, BB 2009, 2134.
6 Datengrundlage abrufbar unter www.bundesbank.de/statistik/statistik_zinsen.php (Abruf: 27.2.2010).
7 Vgl. RefE BilMoG, abrufbar unter www.bmj.bund.de/files/-/2567/RefE_BilMoG.pdf (Abruf: 27.2.2010), S. 6.
8 RegE BilMoG (Fn. 1), S. 55.
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Verwendung der von der Bundesbank basierend auf Euro-Zinsswap-

gesch�ften ermittelten Zinss�tze w�hrungsunabh�ngig f�r alle Ver-

pflichtungen vor. Da zumindest f�r die wichtigsten W�hrungen die

als Datenbasis ben�tigte Effektivverzinsung von Staatsanleihen gut

verf�gbar sein d�rfte und diese Zinss�tze zudem deutlich differieren

(bspw. momentan f�r zehnj�hrige Laufzeiten von 1,3% in Japan �ber

3,6% in den USA bis 5,4% in Australien9), erscheint diese Verein-

fachungsregelung als eine �bertypisierung, die nur unter sehr stren-

gen Objektivierungsanforderungen rechtfertigbar erscheint.

Nach der Regierungsbegr�ndung zum BilMoG ist der w�hrungskon-

gruente Zinssatz ausnahmsweise jedoch dann zu verwenden, wenn

„die Anwendung des durch die Deutsche Bundesbank ermittelten Ab-

zinsungszinssatzes zu einer den tats�chlichen Verh�ltnissen nicht ent-

sprechenden Darstellung der Verm�gens-, Finanz- und Ertragslage

f�hrt“.10 Dieses Kriterium verbleibt jedoch mangels n�herer Konkreti-

sierung unscharf.11 Zudem d�rfte es in Widerspruch zu der Entschei-

dung des Gesetzgebers in § 264 Abs. 2 HGB stehen, dass im Falle ei-

nes Konflikts zwischen der Einblicks-Generalnorm und den Gewinn-

anspruchs-GoB „im Anhang zus�tzliche Angaben zu machen sind“

(Abkopplungsthese).12

c) Ermittlung des Aufschlags: L�nderrisiken
In dem Referentenentwurf wird die einheitliche Verwendung eines

auf internationalen Euro-Unternehmensanleihen basierenden Auf-

schlags f�r alle L�nder des Euro-Raums noch damit begr�ndet, dass

„sich das Zins- und Emittentenrisiko in den Euro-L�ndern weitestge-

hend gleicht“13. Die schwierige Finanzlage einzelner Mitgliedsstaaten

des Euro-Raums wirft allerdings die Frage auf, ob hieran noch festge-

halten werden kann. Beispielsweise lagen im Februar 2010 die Zinsen

f�r portugiesische und irische Anleihen bis zu 2%-Punkte und f�r

griechische Anleihen bis zu 4%-Punkte �ber deutschen Bundesanlei-

hen.14 Auch die Zinsaufschl�ge f�r Industrieanleihen aus diesen L�n-

dern lagen h�her.15

Die Vorgabe der einheitlichen Verwendung des von der Bundesbank

ver�ffentlichten Zinssatzes nach BilMoG f�r alle R�ckstellungen aus

Gr�nden der Vergleichbarkeit, der Objektivierung und der Vereinfa-

chung16 l�sst jedoch kaum Raum f�r die zus�tzliche Ber�cksichtigung

von L�nderrisiken. Hierf�r spricht, dass auch die Ber�cksichtigung

unternehmensspezifischer17 und r�ckstellungsspezifischer18 Risiken

abgelehnt wird.

d) Tr�gheit des Zinssatzes
Die Verwendung eines Durchschnittszinssatzes wird unter anderem mit

dem Ziel des Ausschlusses von Zufallsschwankungen in der Zinsent-

wicklung begr�ndet.19 Eine solche Argumentation folgt jedoch �ber-

wundenen betriebswirtschaftlichen Bewertungsgrunds�tzen. Auf-

grund der hohen Liquidit�t und Effizienz der Anleihenm�rkte d�rfte

heutzutage allenfalls eine Gl�ttung �ber wenige Monate begr�ndbar

sein, keinesfalls aber eine Gl�ttung �ber mehrere Jahre.20

Als Folge dieser Durchschnittsbildung weicht die R�ckstellungsbe-

wertung nach BilMoG systematisch von dem eigentlich intendierten

„realit�tsgerechteren“ Wert ab. Diese Abweichung kann betr�chtlich

sein, wie ein Vergangenheitsvergleich �ber die letzten 30 Jahre zwi-

schen dem Stichtagszins und dem Sieben-Jahres-Durchschnittszins

zeigt (siehe auch Abbildung 1).21 Beispielsweise lag der Stichtagszins

im Jahr 1981 infolge eines Zinsanstiegs von 6,8% (Jan. 1979) auf

11,9% (Sept. 1981) um ca. 3,5%-Punkte �ber dem Durchschnitts-

zins. Eine ebenfalls bedeutende Abweichung trat auch in j�ngster Ver-

gangenheit auf, als der Zinssatz von 3,3% (Sept. 2005) auf 7,6%

(Okt. 2008) anstieg, was zu einer Differenz von Stichtags- und

Durchschnittszins von ca. 2,8%-Punkten f�hrte. Bei Verpflichtungen

mit einer Restlaufzeit von zehn Jahren w�rden diese Zinsdifferenzen

zu einer �berbewertung der R�ckstellungen von fast 40% (1981)

bzw. 30% (2008) f�hren. Umgekehrt w�re es aufgrund gefallener Zin-

sen im Jahre 1986 oder 2005 zu Unterbewertungen von fast 20% ge-

kommen.

2. Betriebswirtschaftliche Analyse der intendierten
Regelungsziele: Ergebnisgl�ttung und zugleich
realit�tsgerechtere Bewertung

a) Fallbeispiel: Zusammenhang von Abzinsungspflicht
und Ber�cksichtigung von Kostensteigerungen

Durch die Einf�hrung einer Abzinsungspflicht f�r R�ckstellungen soll

eine „realit�tsgerechtere“ Bewertung der R�ckstellung erreicht wer-

den, wobei gleichzeitig eine gr�ßere Ergebnisvolatilit�t durch die

Verwendung eines Durchschnittszinses vermieden werden soll.22

Inwieweit diese beiden Ziele tats�chlich gleichzeitig erreicht werden

k�nnen, soll anhand eines stark vereinfachenden und schematischen

Fallbeispiels durch die hypothetische Anwendung der Regelungen des

BilMoG auf die vergangenen 30 Jahre (1979–2009) untersucht wer-

den. Das Fallbeispiel sieht eine in zehn Jahren f�llige Sachleistungsver-

pflichtung vor, deren erwarteter, realer Erf�llungsbetrag zu den jewei-

ligen Bilanzstichtagen 100 GE betr�gt und die sich regelm�ßig pro-

longiert. Vereinfachungsbedingt wird als Diskontierungsfaktor die

Umlaufsrendite von Industrieanleihen verwendet und die Inflations-

erwartungen werden aus dem kurzfristigen Effektivzins von Staatsan-

leihen unter Abzug einer pauschalen Realverzinsung abgeleitet.23

Das Fallbeispiel basiert auf der �berlegung, dass die Bewertungskon-

sequenzen der Abzinsungspflicht nicht isoliert von der Frage des Um-

fangs der zu ber�cksichtigenden Kostensteigerungen beurteilt werden

k�nnen. Ein Grund hierf�r ist, dass der Diskontierungszinsatz und

die Kostensteigerungsrate gleichermaßen von �nderungen in den In-

flationserwartungen beeinflusst werden. W�hrend sich der Zusam-

menhang zwischen den Inflationserwartungen und der Kostensteige-

rungsrate direkt �ber die allgemeine Geldentwertung herstellen l�sst,

ergibt sich der Zusammenhang zu dem Diskontierungszinsatz �ber

die auch empirisch best�tigte24 Fisher-Gleichung.25 Diese besagt, dass

sich der Nominalzins aus dem Realzins und den Inflationserwartun-

gen zusammensetzt.
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9 Abrufbar unter www.bloomberg.com/markets/rates/index.html (Abruf: 26.2.2010).
10 RegE BilMoG (Fn. 1), S. 55.
11 Vgl. K�ting/Cassel/Metz, in: K�ting/Pfitzer/Weber (Hrsg.), Das neue deutsche Bilanzrecht, 2. Aufl. 2009,

S. 332.
12 Beisse, in: Sch�n (Hrsg.), GS Knobbe-Keuk, 1997, S. 406.
13 RefE BilMoG (Fn. 7), S. 109.
14 Vgl. C�nnen, HB vom 11.2.2010, 7.
15 Vgl. Hackhausen/C�nnen, HB vom 25.1.2010, 44.
16 Vgl. RegE BilMoG (Fn. 1), S. 55.
17 Vgl. RegE BilMoG (Fn. 1), S. 55.
18 Vgl. Hommel, in: Seicht (Hrsg.), Jahrbuch f�r Controlling und Rechnungswesen, 2009, S. 83.
19 Vgl. RegE BilMoG (Fn. 1), S. 55; RefE BilMoG (Fn. 7), S. 108.
20 Vgl. J. W�stemann, BB 2007, 2224–2226.
21 Als N�herungssch�tzung f�r den zu verwendenden Diskontierungszinssatz wird hier die Umlaufsrendite

von Industrieanleihen verwendet.
22 Vgl. RegE BilMoG (Fn. 1), S. 54.
23 Vgl. ausf�hrlich zu dem Fallbeispiel J. W�stemann/Koch, in: K�ting/Pfitzer/Weber (Hrsg.), Das Rechnungs-

wesen im Konzern: Zeitenwende in der Rechnungslegung – Herausforderungen und Chancen, im Er-
scheinen.

24 Vgl. bspw. Berument/Ceylan/Olgun, Applied Economics 2007, 53.
25 Vgl. Fisher, The Theory of Interest, 1930.
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b) Problem bei enger Ber�cksichtigung von
Kostensteigerungen: Unterdotierung

Zun�chst soll die Annahme einer engen Ber�cksichtigung von Kos-

tensteigerungen getroffen werden. Hierf�r spricht, dass nach der Re-

gierungsbegr�ndung „ausreichende objektive Hinweise auf den Ein-

tritt k�nftiger Preis- und Kostensteigerungen schließen lassen“26 m�s-

sen. Daher sollten Preissteigerungen nicht pauschal aus Inflationser-

wartungen ableitbar sein, sondern unter W�rdigung des Einzelfalls

zumindest mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu erwarten sein.27

Externe Ereignisse, wie beispielsweise Gesetzes�nderungen, sollen so-

gar nur im Falle der Quasi-Sicherheit einzubeziehen sein.28 Zus�tzlich

wird eine Einschr�nkung des bewertungsrelevanten Prognosehori-

zonts gefordert.29

Als Folge dieser Annahme ist in dem Fallbeispiel der Diskontierungs-

faktor der alleinige Einflussfaktor auf die R�ckstellungsh�he. Eine

Gl�ttung des Zinssatzes �ber eine Durchschnittsbildung von Vergan-

genheitswerten hat daher unmittelbar eine Gl�ttung der Ver�nderung

der R�ckstellungsbewertung im Zeitverlauf zur Folge (siehe Abbil-

dung 1).

Somit wird hier das intendierte Ziel einer Ergebnisgl�ttung erreicht.

Nicht erreicht wird allerdings das Ziel einer realit�tsgerechten Bewer-

tung, da es zu einer systematischen Unterdotierung der R�ckstellung

kommt. Der Grund hierf�r ist die inkonsistente Ber�cksichtigung

von Inflationserwartungen. W�hrend der aufgrund positiver Inflati-

onserwartungen erh�hte Nominalzins r�ckstellungsmindernd wirkt,

bleiben die entgegengesetzten r�ckstellungserh�henden Effekte aus

erh�hten Kostensteigerungsraten unber�cksichtigt.

c) Problem bei weiter Ber�cksichtigung von
Kostensteigerungen: Ergebnisvolatilit�t

Alternativ soll nun von einer weiten Ber�cksichtigung von Kosten-

steigerungen ausgegangen werden. Hierf�r spricht, dass nach der

Regierungsbegr�ndung „in der Zukunft – unter Einschr�nkung des

Stichtagsprinzips – k�nftige Preis- und Kostensteigerungen zu be-

r�cksichtigen sind“30. Entsprechend sieht auch das BMJ in seiner Er-

l�uterung der wesentlichen �nderungen des BilMoG die Einbezie-

hung allgemeiner Preistrends in die R�ckstellungsbewertung als erfor-

derlich an.31

Eine weite Ber�cksichtigung von Kostensteigerungen l�st das oben

dargestellte Problem einer systematischen Unterdotierung von R�ck-

stellungen (siehe Abbildung 2).

Allerdings zeigt sich, dass in diesem Szenario die Verwendung eines

Durchschnittszinssatzes im Vergleich zum Stichtagszinssatz eine nicht

intendierte Versch�rfung von Ergebnisvolatilit�ten zur Folge hat. Der

Grund hierf�r ist, dass es im Falle der Verwendung eines Stichtags-

zinssatzes zu kompensierenden Effekten kommt, die eine Ergebnis-

gl�ttung bewirken. Aufgrund des Zusammenhangs zwischen dem

Diskontierungsfaktor und der Kostensteigerungsrate werden bspw.

die r�ckstellungsmindernden Effekte einer erh�hten Abzinsungsrate

durch die r�ckstellungserh�henden Effekte einer erh�hten Kostenstei-

gerungsrate kompensiert. Dieser Kompensationseffekt wird bei Ver-

wendung eines Durchschnittszinssatzes erheblich eingeschr�nkt, wo-

durch die Ergebnisvolatilit�t h�her ausf�llt als bei Verwendung eines

Stichtagszinssatzes.

III. Bilanzrechtliche W�rdigung

1. Gesetzgerberintention und
Objektivierungsdilemma

Das gerade zitierte Zusammenspiel der Ber�cksichtigung von Preis- und

Kostensteigerungen im Z�hler und dem zu verwendenden Abzinsungs-

satz im Nenner f�hrt direkt zum Objektivierungsdilemma, das auch die

Literaturlage32 pr�gt: Der Gesetzgeber normiert (f�r den Nenner) in

typisierender Betrachtungsweise sowohl r�ckstellungsunspezifisch als

auch unternehmensunabh�ngig den Abzinsungssatz, normiert aber

nicht gleichzeitig (f�r den Z�hler) die Ber�cksichtigung von zuk�nfti-

gen Preis- und Kostensteigerungen. Dies muss zun�chst zu Rechtsun-

sicherheiten f�hren. Eine Normierung auch des Z�hlers w�re unter

Konsistenz- und Objektivierungsaspekten naheliegend gewesen.33

Das erkennbare Vorbild34 der Neuregelung, der IAS 37, stellt demge-

gen�ber – wie auch der britische FRS 12 – im Ergebnis auf eine Ab-

zinsung mit dem Realzinssatz ab (in Nominal- oder Realrechnung):35

Man kann dies auch so verstehen, dass in Z�hler wie Nenner ver-

gleichbare Erwartungen gesetzt werden (m�ssen); so gesehen wirken
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Abbildung 1: Szenario bei enger Ber�cksichtigung von Kostensteigerungen

Abbildung 2: Szenario bei weiter Ber�cksichtigung von Kostensteigerungen

26 RegE BilMoG (Fn. 1), S. 52.
27 Vgl. K�ting/Cassel/Metz, (Fn. 11), S. 327.
28 Vgl. Weigl/Weber/Costa, BB 2009, 1064.
29 Vgl. K�ting/Kessler/Keßler, WPg 2008, 752.
30 RegE BilMoG (Fn. 1), S. 52.
31 Vgl. www.bmj.bund.de/files/-/3542/wesentliche_aenderungen_bilmog.pdf (Abruf: 27.2.2010).
32 Vgl. unten, Abschn. III.2.
33 Vgl. J. W�stemann/S. W�stemann, in: Baumhoff u. a. (Hrsg.), FS Krawitz, 2010, S. 768 f.; Hommel (Fn. 18),

S. 83.
34 Vgl. zur Begrenzung der IFRS bei der Auslegung von GoB Moxter, WPg 2009, 7 ff.
35 Vgl. Ernst & Young, International GAAP 2010, S. 1547; von Keitz u. a., in: Baetge u. a. (Hrsg.), Rechnungs-

legung nach IFRS, 2. Aufl. 2002 ff., IAS 37, Tz. 110, die diese Realzins-Logik m. w. N. als „herrschende
Meinung“ bezeichnen.
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dann grunds�tzlich36 r�ckstellungserh�hende Annahmen im Z�hler

symmetrisch r�ckstellungsbegrenzend im Nenner et vice versa.

Weiter erschwert der Gesetzgeber die Interpretation, indem er hinsicht-

lich des Z�hlers „ausreichende objektive Hinweise“ fordert: Dieser Ter-

minus ist dem IAS 37.48 entlehnt; dort bezieht er sich aber auf ein an-

deres Problem, n�mlich die Ber�cksichtigung zuk�nftiger Ereignisse

wie Gesetzes- und Technologie�nderungen, die nach den IFRS sehr res-

triktiv (f�r erstere gem. IAS 37.50 sogar „virtually certain“ vorausset-

zend) interpretiert werden.37 Eine den IFRS de lege lata entsprechende

restriktive Interpretation kann sich daher sachlich nicht auf die Ein-

beziehungsbreite bei Preis- und Kostensteigerungen beziehen.

Es soll an dieser Stelle im �brigen offenbleiben, ob es sich aus bilanz-

theoretischer Sicht bei dem Abzinsungsgebot in der Sache um einen

gesetzlich kodifizierten Grundsatz ordnungswidriger Bilanzierung

handelt38 oder aber um eine dem GoB-System immanente Wertungs-

entscheidung.39

2. Literaturlage: Verbleibende Ermessensspielr�ume
und verbleibende Literaturdifferenzen

Es entspricht dieser Gemengelage, wenn die Literatur zwar die breite

Einbeziehungspflicht von zuk�nftigen Preis- und Kostensteigerungen

fordert, das entscheidende Gewicht des Objektivierungsprinzips bei

der Auslegung der „ausreichenden objektiven Hinweise“ aber unspe-

zifiziert verbleibt.

So ist nach Gelhausen/Fey/K�mpfer das Objektivierungsgebot erf�llt,

wenn die Bewertung „in sich schl�ssig und aus den objektiven Um-

st�nden des jeweiligen Einzelfalls abgeleitet ist, sowie von einem sach-

verst�ndigen Dritten nachvollzogen werden kann“.40 Einerseits soll

auch auf k�nftige Inflationsraten geschlossen werden k�nnen.41 An-

dererseits wird „(branchenspezifische) Trendfortschreibung“ propa-

giert; die „Extrapolation von Erfahrungswerten aus der nahen Ver-

gangenheit“, so Weigl/Weber/Costa, „d�rfte gen�gen“.42 Eine bei K�-

ting/Cassel/Metz angef�hrte Begrenzung des Fortschreibungszeit-

raums auf f�nf Jahre wird aufgrund der oben dargelegten Gefahr der

Unterbewertung auszuschließen sein.43 Differenziert man zudem

Geld- und Sachleistungen hinsichtlich der Objektivierungserforder-

nisse,44 so versch�rft sich das Problem der Unterdotierung von R�ck-

stellungen f�r letztere.

Soweit erkennbar ergeben sich Differenzen in der Normauslegung ins-

besondere in den Wertungen hinsichtlich der Ber�cksichtigung von zu-

k�nftigen Preis- und Kostensenkungen, die einige Autoren mit dem

Hinweis auf den Begr�ndungswortlaut ausgeschlossen wissen wollen,45

w�hrend andere sie unter bestimmten Bedingungen fordern.46

Im Ergebnis wird im Schrifttum zu Recht darauf hingewiesen, dass auf-

grund der Unsicherheit zuk�nftiger Entwicklungen „[e]ine trennschar-

fe Grenze zwischen vagen und objektiven Hinweisen“ nicht gezogen

werden kann und den Bilanzierenden folglich erhebliche Ermessens-

spielr�ume bei der Sch�tzung des Erf�llungsbetrags verbleiben.47

IV. Zusammenfassung

1. Der Gesetzgeber regelt im BilMoG die R�ckstellungsbewertung

neu: Zuk�nftig sind l�ngerfristige R�ckstellungen mit einem durch

die R�ckAbzinsV normierten Durchschnittszinssatz abzuzinsen;

zuk�nftige Preissteigerungen sind nach handelsrechtlichen Grund-

s�tzen ordnungsm�ßiger Bilanzierung ber�cksichtigungspflichtig,

wenn es f�r sie hinreichende „objektive Hinweise“ gibt.

2. Die betriebswirtschaftliche Analyse zeigt, dass der Gesetzgeber

seine pluralen Regelungsabsichten systematisch verfehlt: Man kann

nicht gleichzeitig eine Gl�ttung des Ergebnisses durch Verwendung

des Durchschnittszinssatzes erreichen und eine �ber- und Unter-

dotierung der R�ckstellungen verhindern wollen.

3. Verbl�ffenderweise zeigt die betriebswirtschaftliche Analyse in die-

sem Zusammenhang, dass die Verwendung des Durchschnittszins-

satzes nach R�ckAbzinsV hinsichtlich des Ergebnisses volatilit�tser-

h�hend wirkt – beabsichtigt war mit seiner Einf�hrung das Gegen-

teil.

4. Das Bilanzrecht hat Streitvermeidungsfunktion. Daher muss dem

Objektivierungsprinzip ein hohes Gewicht beigemessen werden,

was f�r eine enge Auslegung der „objektiven Hinweise“ bei der Er-

mittlung ber�cksichtigungspflichtiger zuk�nftiger Preissteigerun-

gen spr�che. Die Kapitalerhaltungsfunktion zwingt dem kontr�r zu

ihrer breiteren Ber�cksichtigung: Denn schon bei breiter Ausle-

gung werden nach neuem Recht noch nicht realisierte zuk�nftige

Ertr�ge zur Erwirtschaftung der Aufzinsungsbetr�ge entgegen dem

Realisationsprinzip systemwidrig einbezogen; w�rden zudem zu-

k�nftige Preissteigerungen nicht ber�cksichtigt, so m�ssten auch

diese zuk�nftigen Zuschreibungsaufwendungen durch zuk�nftige

Ertr�ge alimentiert werden.

5. Es ist zu konzedieren, dass dieser Befund aus bilanzpraktischer

Sicht unbefriedigend ist, weil durch die im Zweckpluralismus der

gesetzgeberischen Intention angelegte Unbestimmtheit bilanzpoliti-

sche Spielr�ume und Rechtsunsicherheit geradezu zwingend ge-

schaffen werden, die langfristig weder im Interesse der Bilanzadres-

saten noch der Bilanzierenden selbst sein k�nnen. Es wird der

Rechtsprechung vorbehalten sein, hier die notwendigen Wertungen

und somit Rechtssicherheit herbeizuf�hren.
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36 Es gibt Unterschiede, bspw. bei der Folgebewertung, vgl. FRS 11 und Ernst & Young (Fn. 35), S. 1547.
37 Dies wird in ED/2010/1 denn auch kritisiert und soll ge�ndert werden, vgl. Hommel/Schmidt/S. W�ste-

mann, BB 2010, 559.
38 Im Verst�ndnis von D�llerer, BB 1982, 777 ff.
39 Im Verst�ndnis von Moxter, Grunds�tze ordnungsgem�ßer Rechnungslegung, 2003, S. 167.
40 Gelhausen/Fey/K�mpfer, Rechnungslegung und Pr�fung nach dem BilMoG, 2009, S. 179 f.
41 Vgl. Gelhausen/Fey/K�mpfer (Fn. 40), S. 180; VMEBF e. V., KoR 2008, 360.
42 Weigl/Weber/Costa, BB 2009, 1062.
43 Vgl. K�ting/Cassel/Metz (Fn. 11), S. 327 unter Hinweis auf Tautoros, WPg 1977, 322 f., und K�ting/Kessler/

Keßler (Fn. 29), 752.
44 So bspw. K�ting/Cassel/Metz (Fn. 11), S. 327.
45 So z. B. Kozikowski/Schubert, in: Ellrott u. a. (Hrsg.), Beck’scher Bilanz-Kommentar, 7. Aufl. 2010, § 253

HGB, Rn. 158; K�ting/Cassel/Metz, DB 2008, 2318; Theile/Stanke, DB 2008, 1759.
46 So z. B. Gelhausen/Fey/K�mpfer, (Fn. 40), S. 180; Theile, DStR 2009, Beilage zu Heft 17, 32 m. w. N.
47 Vgl. K�ting/Cassel/Metz, (Fn. 11), S. 326 (auch Zitat); Groh, BB 1988, 30; Moxter (Fn. 39), S. 167 f.; Drinhau-
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